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Am Donnerstag fand im Moskauer 
Kreml eine Sitzung des Rates für For-
schung und Bildung der Russischen 
Föderation statt, um über eine lang-
fristige Strategie für Forschung und 
Entwicklung zu diskutieren. Dabei 
zitierte der Direktor des Kurtschatow-
Instituts für Atomforschung, Michail 
Kowaltschuk, ein Gedicht aus den 
1920er Jahren von Boris Pasternak 
mit dem Titel »Die hohe Krankheit« 
über die Oktoberrevolution und einen 
Satz daraus über Wladimir Iljitsch 
Lenin: »Er lenkte den Gang der Ge-
danken und nur deshalb – das Land«. 
So müsse auch Wissenschaft organi-
siert werden. Der russische Präsident 
Wladimir Putin ging darauf in seiner 
Schlussbemerkung kurz ein:
(…) Michail Walentinowitsch, den 
Gang der Gedanken lenken – das ist 
richtig. Wichtig ist allerdings, dass die-
ses Denken zum erforderlichen Resultat 
führt, aber nicht wie bei Wladimir Iljit-
sch. Auch, wenn die Idee an sich richtig 
ist. Im Endergebnis führte dieses Den-
ken zum Zerfall der Sowjetunion, genau 
daran lag es. Es gab viele Überlegungen 
solcher Art: Autonomisierung und so 
weiter – die legten eine Atombombe 
unter das Gebäude, das Russland heißt, 
und die zerriss es dann auch. Und die 
Weltrevolution brauchten wir nicht. Da 
haben Sie eine Idee – es ist aber noch 
nötig, darüber nachzudenken, was für 
eine Idee das ist. (…)

Grün-Rot in Baden-Württemberg: 
Keine Rehabilitierung für Betroffene 
von Berufsverboten – Stellungnahme 
der »Initiativgruppe 40 Jahre Radika-
lenerlass«:
Auch zum Ende ihrer Amtszeit hat sich 
die grün-rote Landesregierung und die 
sie tragende Parlamentsmehrheit nicht 
dazu durchringen können, die Men-
schen zu rehabilitieren, die als Linke 
in den 1970er und 1980er Jahren – und 
selbst darüber hinaus – vom Radika-
lenerlass betroffen waren.

Wie die »Initiative 40 Jahre Radi-
kalenerlass« aus der Presse erfahren 
musste, haben sowohl die Fraktion der 
SPD als auch die der Grünen es in der 
zweiten Januarwoche abgelehnt, einen 
entsprechenden Antrag in den Landtag 
einzubringen.

Im Vorfeld hatte Ministerpräsident 
Kretschmann einigen Betroffenen 
schreiben lassen, man wolle die Recht-
mäßigkeit der damaligen Verfahren 
auch im Hinblick auf mögliche künf-
tige Ausschlüsse aus dem öffentlichen 
Dienst nicht generell in Frage stellen.

Die grün-rote Landesregierung stellt 
sich mit diesen Entscheidungen bruch-
los in die Tradition derer, die die mit den 
Berufsverboten verbundenen Grund-
rechtsverletzungen weiter legitimieren 
und sich ihre künftige Wiederbelebung 
vorbehalten wollen. Darüber hinaus 
stellt sie sich damit ein weiteres Mal 
hinter die Praxis des Inlandsgeheim-

dienstes, der den irreführenden Namen 
»Verfassungsschutz« trägt.

Damit sind die jahrelangen Bemü-
hungen ehemaliger Betroffener und ein 
runder Tisch, zu dem sie im Juni 2015 
Abgeordnete von Grünen und SPD be-
wegen konnten, ergebnislos geblieben. 
Ausgerechnet die grün-rote Regierungs-
mehrheit in Baden-Württemberg, deren 
Ministerpräsident Kretschmann 1977 
selbst als linker Lehrer Berufsverbot 
erhalten hatte, fällt damit weit hinter 
die Landesparlamente von Bremen und 
Niedersachsen zurück, die 2011 und 
2014 den Radikalenerlass für Unrecht 
erklärt und die Betroffenen rehabilitiert 
hatten.

Die Initiativgruppe, die sich 2011 zum 
40. Jahrestag des Radikalenerlasses ge-
gründet hat, wird auch unter einer neuen 
Landesregierung dafür kämpfen, dass 
die Betroffenen der Berufsverbotepoli-
tik endlich rehabilitiert und bei Alters-
armut entschädigt werden. Es muss ein 
für allemal Schluss gemacht werden mit 
der Bespitzelung, Einschüchterung und 
Verfolgung linker Oppositioneller. Die-
se Forderungen haben nach GEW und 
DGB Niedersachsen im Herbst 2015 
auch der ver.di-Bundeskongress und der 
IG-Metall-Gewerkschaftstag beschlos-
sen.

Anlässlich der letzten Landtagssit-
zung am 17. Februar, 15.30 Uhr, werden 
Betroffene vor dem Landtag in Stuttgart 
ihren Protest kundtun.

Bei der Innenaus-
schuss-Sitzung 
am Donnerstag 

ging es um die Bewaff-
nung der Neonazi-Sze-
ne in Hessen. Wie kann 
es überhaupt sein, dass 
diese ganz legal Waffen 
besitzt, wie groß ist die 
Gefahr?

Der Innenausschuss hat 
zwei Berichtsanträge der 
SPD zu Waffen von Neona-
zis 2013 und Ende 2015 be-
raten. 2013 hatte es in Hes-
sen 25 Neonazis gegeben, 
die legal Waffen besaßen. 
Sie hatten Waffenscheine 
oder -besitzkarten; teilwei-
se waren sie Mitglied von 
Schützenvereinen und kamen so auch le-
gal an Waffen und Munition. Von elf Per-
sonen wurden die Waffen damals wieder 
eingezogen; die verbleibende Anzahl 
von 14 hat sich in den vergangenen zwei 
Jahren wieder erhöht: 49 Neonazis in 
Hessen haben derzeit die Genehmigung, 
sich zu bewaffnen. Insgesamt verfügen 
sie über 60 legale Gewehre und 30 Kurz-
waffen. Weil uns Linke diese Zahlen 
alarmiert hatten, haben wir einen Antrag 
eingebracht und vom Innenminister den 
Einzug aller dieser Waffen gefordert. 
Sein Amtsvorgänger Boris Rhein (beide 
CDU) hatte 2013 erklärt, alle Neonazis 
entwaffnen zu wollen. Das Gegenteil ist 
nun eingetreten. Wir haben die CDU/
Grünen-Landesregierung aufgefordert, 
die Ordnungsbehörden anzuweisen, 
bekannten Rechtsradikalen in Hessen 
bestehende Waffenbesitzerlaubnisse zu 

entziehen und gegebenen-
falls gesetzliche Regelungen 
auf den Weg zu bringen, die 
dies ermöglichen.
Wie hat Beuth darauf rea-
giert?
Der hessische Innenminister 
hat sich verteidigt: Mittler-
weile gebe es ein Zentralre-
gister, wo bundesweit alle 
Waffenbesitzer erfasst seien 
– mit Abgleich von Waffen-
käufen aus anderen Bundes-
ländern. Insofern seien die 
neuen Zahlen auf einer an-
deren Basis erhoben, die ge-
naueren Überblick verschaf-
fe. Er hat aber eingestanden, 
dass dennoch mehr Neonazis 
als zuvor legal Waffen besit-

zen.
Wie ist die Rechtslage?

Das Waffengesetz ist ein Bundesgesetz. 
Beuth hat erklärt, sein Vorgänger habe 
sich im Bundesrat für eine Verschärfung 
eingesetzt, die dort aber keine Mehrheit 
gefunden habe. Zwar dürfen laut Gesetz 
Personen keine Waffen führen, wenn 
»Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 
dass sie Waffen oder Munition miss-
bräuchlich oder leichtfertig verwenden«. 
Aus unserer Sicht muss es Ordnungs-
ämtern in Landkreisen und kreisfreien 
Städten nach Weisung des Innenmini-
sters möglich sein, bei Neonazis Waf-
fenkarten, -besitzscheine und Waffen 
wieder einzuziehen. Der Innenminister 
hatte zudem eingewendet, es gäbe Ver-
unsicherung, da das Verwaltungsgericht 
in Gießen erst kürzlich einem bekannten 
NPD-Funktionär Recht gegeben habe, 

der gegen den Entzug seines Waffen-
scheins geklagt hatte. Das Urteil sei 
nicht rechtskräftig, wirke aber bei hessi-
schen Behörden.

Konnte Die Linke mit ihrem An-
trag erreichen, dass die hessische 
Landesregierung hinsichtlich der 
besorgniserregenden Faktenlage 
aktiv wird?

Auf unseren Druck hin hat Beuth zuge-
sagt, erneut eine Gesetzesinitiative im 
Bundesrat in die Wege zu leiten, die eine 
Verschärfung des Waffengesetzes vor-
sieht. Wir hoffen, dass diese Initiative 
nun Erfolg haben wird.

Hat Hessen im Vergleich zu ande-
ren Bundesländern besonders viele 
bewaffnete Übergriffe aus rechts-
extremem Umfeld?

In den vergangenen Monaten wurden in 
Hessen zwei Neonazi-Waffenlager ent-
deckt. Es gibt den Fall des Frankfurter 
NPD-Stadtverordneten Jörg Krebs, dem 
die Staatsanwaltschaft Frankfurt uner-
laubten Waffenbesitz vorwirft. Ich gehe 
davon aus, dass es in anderen Ländern 
genauso problematisch ist. Es ist beäng-
stigend, wie viele Neonazis bundesweit 
Waffen legal besitzen. In Hessen gibt 
es auch Gewalt gegen Flüchtlingsunter-
künfte. Kurz vor Jahreswechsel gab es 
Schüsse auf eine Unterkunft in Drei-
eichenhain; dazu ermittelt die Polizei 
noch. Auch wenn es bisher keine Be-
weise gibt, bin ich der Meinung, dass 
der Schütze mutmaßlich aus der rechten 
Szene kommt. In einem weiteren Fall 
wurde auf ein Containerlager in Hof-
heim im Taunus mit einer Luftpistole 
geschossen. Der Täter stammt aus dem 
rechten Umfeld.� Interview: Gitta Düperthal

»Es ist beängstigend, wie viele 
Neonazis Waffen besitzen«

Zeitreise

Verfassungsschutz Berlin

Deutsch-türkische Konsultationen

Soziologieinstitut des Tages   

Nun schon zum zweiten 
Mal hat sich der in der 
Bundeshauptstadt aktive 

Verfassungsschutz seinen in der hie-
sigen linken Szene aktiven Gegnern 
gewidmet. Mit einer am Donnerstag 
von den Spitzeln veröffentlichten 
Broschüre, die den Titel »Linke 
Gewalt in Berlin 2009–2013« trägt, 
ermöglicht der Inlandsgeheimdienst 
den wahrscheinlich eher mäßig in-
teressierten Berlinern einen Einblick 
in die Wohnzimmer und Lebensge-
wohnheiten der autonomen Szene 
der Stadt.

Insgesamt 1.523 vermeintlich von 
Linken begangene Gewalttaten will 
die Spitzelbehörde eigens analysiert 
haben, um Licht ins dunkle Dic-
kicht der erklärten Staatsfeinde zu 
bringen. Die daraus resultierenden 
Ergebnisse sind erwartungsgemäß 

nicht wirklich bemerkenswert: Linke 
Gewalt in Berlin habe viele Facetten, 
deren deliktspezifische, räumliche 
und zeitliche Schwerpunkte sich 
veränderten, lautet etwa eine der 
fulminanten Erkenntnisse des Inland-
geheimdienstes. Die Tatverdächtigen 
seien mehrheitlich männlich und 
durchschnittlich im Alter von 21 bis 
24 Jahren. 16 Prozent hätten keinen 
Schulabschluss, 29 Prozent hingegen 
Abitur. 34 Prozent seien erwerbslos, 
ein Teil entweder Schüler oder Stu-
dent (27 Prozent). 19 Prozent absol-
vierten eine Ausbildung oder gingen 
einer Arbeit nach (20 Prozent). Nur 
vier Prozent waren verheiratet bzw. 
lebten in einer eingetragenen Le-
benspartnerschaft, 5 Prozent waren 
geschieden. Satte 92 Prozent lebten 
noch bei Mutti.

»Diese Untersuchung soll einen 
Beitrag zur gesellschaftlichen De-
batte über linke Gewalt liefern«, tat 
Berlins Innensenator Frank Henkel 
(CDU) am Donnerstag kund. Vorge-
legt hat seine Behörde ein wüst zu-
sammenkonstruiertes Pamphlet, mit 
dem mit begrenzt tauglichem Zah-
lenmaterial und einer guten Portion 
ideologisch motivierter Stimmungs-
mache das Feindbild eines sozial des-
integrierten Feierabendgewalttäters 
genährt werden soll. � (bern)

Was einst dem deutschen 
Kaiser sein Osmanisches 
Reich, ist heute für Kanz-

lerin Merkel die Türkei. Wer sich 
in diesen Tagen die ersten deutsch-
türkischen Regierungskonsultationen 
anschaut, der kann sich auf einer 
Zeitreise wähnen. 1915 meldete die 
deutsche Militärzensur: »Über die 
Armeniergreuel ist folgendes zu 
sagen: Unsere freundschaftlichen 
Beziehungen zur Türkei dürfen durch 
diese innertürkische Verwaltungsan-
gelegenheit nicht nur nicht gefährdet, 
sondern im gegenwärtigen, schwieri-
gen Augenblick nicht einmal geprüft 
werden. Deshalb ist es einstweilig 
Pflicht zu schweigen. Später, wenn 
direkte Angriffe des Auslandes we-
gen deutscher Mitschuld erfolgen 
sollten, muss man die Sache mit 
größter Vorsicht und Zurückhaltung 
behandeln und später vorgeben, dass 
die Türken schwer von den Armeni-
ern gereizt wurden.«

2016 braucht es keine Militär-
zensur mehr. Die Kanzlerin und ihr 
Außenminister haben die Schere im 
Kopf. So dringt kein böses Wort nach 
draußen, dass die Bundesregierung 
den türkischen Ministerpräsidenten 
auch nur leise angemahnt hätte, bei 
seinem angeblichen Antiterrorkampf 
nicht ganz so viele Kurden zu mas-
sakrieren. Im Gegenteil, die Regie-
rungskonsultationen heben die bisher 
schon hervorragenden Beziehungen 
für Kapital und Militär für beide Sei-
ten auf eine neue Stufe. Und in den 
Zeiten der »Flüchtlingskrise« ist die 
Türkei unter Präsident Erdogan für 
die Bundesregierung wichtiger denn 
je. Für drei Milliarden Euro soll sie 
Deutschland die syrischen Flüchtlin-
ge vom Hals halten. Mit einer Geld-

spritze will man dem »kranken Mann 
am Bosporus« wieder auf die Beine 
helfen. Denn auch die Kasse des neu-
en Sultans ist leer, nachdem die türki-
sche Außenpolitik es sich mit vielen 
Nachbarn in der Region und sogar 
mit Russland verdorben hat.

Die Türkei hat bereits durchblic-
ken lassen, was sie mit den Flücht-
lingen anzustellen gedenkt. Ohne 
lange zu fackeln, werden die ersten 
hundert ins Bürgerkriegsland Syrien 
abgeschoben, ohne dass sich ein 
deutscher Polizist die Finger schmut-
zig machen oder die Türkei sich eine 
Verletzung der Genfer Flüchtlings-
konvention vorwerfen lassen muss – 
die hat Ankara ja nicht unterzeichnet. 
Erdogan ist der Mann fürs Grobe. 
Das wird in Berlin offenbar sehr 
geschätzt. Während Amnesty Inter-
national der Türkei Kollektivstrafen 
gegen die Kurden vorwirft, werden 
in Berlin neue Geschäfte verabredet. 
Der deutsche Waffenexport läuft so-
wieso ungebrochen.

Historisch hat sich die Nibe-
lungentreue des Kaisers nicht 
ausgezahlt. Das Osmanische Reich 
scheiterte an seinen imperialen 
Ambitionen. Und auch wenn die 
Bundesregierung nach dem Mot-
to handelt, die deutsch-türkische 
Waffenbrüderschaft müsse aufrecht-
erhalten werden, selbst wenn die 
Kurden dabei zugrunde gehen, ist ein 
baldiges Ende nicht ausgeschlossen. 
Zu viele Fronten hat man zugleich er-
öffnet, sich zu viele Feinde zugleich 
gemacht.

Die Linke-Abgeordnete Sevim 

Dagdelen ist Vizevorsitzende der 

Deutsch-Türkischen Parlamentarier-

gruppe im Bundestag und Mitglied 

im Auswärtigen Ausschuss

Sevim Dagdelen

In Hessen sollten sich Rechtsextreme nicht mehr legal bewaffnen 
dürfen. Das Gegenteil ist eingetreten. Ein Gespräch mit Hermann Schaus
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